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Sehr geehrte Damen und Herren,

unsere Hogan Lovells Automotive News informieren Sie
in regelmäßigen Abständen über neueste Entwicklun-
gen in der Automobilbranche. Unser praxisgruppen-
und standortübergreifendes Automotive Team in
Deutschland greift wichtige Branchenthemen auf und
fasst diese zu Ihrer Information kurz und bündig zu-
sammen.

Wir wünschen Ihnen eine informative Lektüre.

Ihr Hogan Lovells Automotive Team

Fragen und Anregungen

Bei Fragen und Anregungen zu diesen Automotive
News sowie bei allgemeinen Fragen zur Automotive
Industriegruppe von Hogan Lovells wenden Sie sich
bitte per E-Mail an: automotive@hoganlovells.com.

Vielen Dank!

Hogan Lovells Automotive News per E-Mail

Die Hogan Lovells Automotive News werden in regelmäßi-
gen Abständen per E-Mail versendet.

Wenn Sie unseren Newsletter kostenfrei erhalten möchten
und noch nicht auf unserer Mailingliste sind, wenden Sie sich
bitte an: automotive@hoganlovells.com

Gerne nehmen wir auch Ihre Kollegen in unsere Mailingliste
auf.

Editorial
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In vielen Automotive-Unternehmen ist, wie häufig in
technisch geprägten Unternehmen, der Frauenanteil
sowohl an der Gesamtbelegschaft als auch in den Füh-
rungspositionen traditionell eher gering. Nachdem der
Gesetzgeber nun Regelungen eingeführt hat, deren
erklärtes Ziel es ist, den Frauenanteil in Führungsposi-
tionen zu erhöhen, betreffen diese Neuerungen gerade
die typischerweise von Männern "dominierten" Automo-
tive-Unternehmen, zumal der Gesetzgeber nicht nach
branchentypischen Besonderheiten differenziert. Das
Gesetz ist am 1. Mai 2015 in Kraft getreten. Ab dem 1.
Januar 2016 werden dann Großunternehmen, die bör-
sennotiert und paritätisch mitbestimmt sind, in ihren
Aufsichtsräten für Frauen und Männer eine Quote von
30 Prozent erreichen müssen. Mittelgroße Unterneh-
men müssen sich schon dieses Jahr, nämlich bis zum
30. September 2015, Ziele für die Erhöhung des Frau-
enanteils in Führungspositionen setzen.

1. Die gesetzlichen Neuerungen im Überblick

Um die neuen Vorschriften nachvollziehen zu können,
ist die Unterscheidung der beiden Regelungskomplexe
entscheidend: Neu eingeführt wird einerseits eine starre
Geschlechterquote von jeweils mindestens 30 Prozent
Frauen und Männern ("fixe Mindestquote") für die
Aufsichtsräte der etwa 108 großen, börsennotierten und
paritätisch mitbestimmten Unternehmen. Andererseits
werden die vorgenannten großen Unternehmen sowie
weitere, mittelgroße Unternehmen (insgesamt ca.
3.500) verpflichtet, zur Erhöhung des Frauenanteils auf
den Führungsebenen sog. Zielgrößen festzulegen.

a) Fixe Mindestquote im Aufsichtsrat

Der Anwendungsbereich der Regelungen zur fixen
Mindestquote erfasst damit nur diejenigen Unterneh-
men, die zum einen börsennotiert sind und für die zum
anderen das Mitbestimmungsgesetz, das Montan-
Mitbestimmungsgesetz oder das Mitbestimmungser-
gänzungsgesetz gilt. Diese Gesetze schreiben die Bil-
dung eines paritätisch mitbestimmten Aufsichtsrats vor,
in dem die Arbeitnehmer zahlenmäßig genauso vertre-
ten sind wie die Anteilseigner der Gesellschaft. Voraus-
setzung für die Anwendbarkeit des Mitbestimmungsge-
setzes, das in der Praxis die größte Relevanz hat, ist,
dass das Unternehmen mehr als 2.000 Arbeitnehmer
beschäftigt oder sich zurechnen lassen muss. Die Bun-

desregierung geht davon aus, dass etwa 108 Unter-
nehmen in Deutschland die fixe Mindestquote erfüllen
werden müssen. Regelmäßig werden dies die großen
Publikumsgesellschaften sein, die als Aktiengesell-
schaften (AG) oder Kommanditgesellschaften auf Ak-
tien (KGaA) organisiert sind. Hinzu kommen noch Eu-
ropäische Gesellschaften (SE) sowie diejenigen Unter-
nehmen, die aus einer grenzüberschreitenden Ver-
schmelzung hervorgegangen sind, und die ebenfalls
börsennotiert und paritätisch mitbestimmt sind – inso-
weit gelten aber ein paar Besonderheiten.

b) Zielgrößen

Deutlich mehr Unternehmen, nach Schätzung der Bun-
desregierung einschließlich der etwa 108 großen Un-
ternehmen ca. 3.500, werden in Zukunft regelmäßig,
erstmalig bis spätestens zum 30. September 2015,
Zielgrößen für die Erhöhung des Frauenanteils an Füh-
rungspositionen, d.h. für Aufsichtsrat, Leitungsorgan
(z.B. Vorstand, Geschäftsführer) und die beiden obers-
ten Führungsebenen unterhalb des Leitungsorgans,
festlegen müssen. Betroffen sind alle Unternehmen, die
börsennotiert sind oder der Mitbestimmung unterliegen.
Dies können neben Aktiengesellschaften, Kommandit-
gesellschaften auf Aktien und Europäischen Gesell-
schaften auch Gesellschaften mit beschränkter Haftung
(GmbH) sein. Eine paritätische Mitbestimmung, d.h.
eine gleiche Anzahl von Anteilseigner- und Arbeitneh-
mervertretern im Aufsichtsrat, ist nicht zwingend Vo-
raussetzung, um in den Anwendungsbereich der Ziel-
größenvorschriften zu fallen. Es ist also z.B. ausrei-
chend, wenn eine GmbH in den Geltungsbereich des
Drittelbeteiligungsgesetzes fällt, was in aller Regel der
Fall sein wird, wenn die GmbH mehr als 500 Arbeit-
nehmer beschäftigt oder sich im Konzernzusammen-
hang zurechnen lassen muss.

Zusammen mit den Zielgrößen ist zudem eine Frist
festzusetzen, innerhalb derer die Unternehmen ihre
selbstgesteckten Ziele erreichen wollen. Die erste Frist
darf nicht über den 30. Juni 2017 hinaus andauern. In
der Folgezeit dürfen die Fristen zur Erreichung der Ziel-
größen jeweils längstens fünf Jahre betragen. Da die
Festsetzungen, d.h. Zielgrößen und Frist, veröffentlicht
werden müssen, erhofft sich der Gesetzgeber durch
den Druck der Öffentlichkeit eine gewisse Disziplinie-
rung. Echte Sanktionen für das Verfehlen der festgeleg-

Mehr Frauen in Führungspositionen
Die "gesetzliche Frauenquote" kommt
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ten Zielgrößen sind dagegen nicht vorgesehen. Jedoch
müssen bei Nichterreichung der selbstgesetzten Ziele
die Gründe öffentlich gemacht werden (Prinzip des
"comply or explain").

2. Erstmalige Bildung mitbestimmter Auf-
sichtsräte aus Anlass der "Frauenquote"?

Die neuen gesetzlichen Vorgaben knüpfen hinsichtlich
der Pflicht, Zielgrößen festzulegen, daran an, ob eine
Gesellschaft der Mitbestimmung unterliegt. Demnach
spricht der Gesetzeswortlaut dafür, dass es nicht darauf
ankommt, ob eine Gesellschaft auch tatsächlich einen
(drittel-) mitbestimmten Aufsichtsrat gebildet hat, son-
dern nur darauf, ob ein solcher zu bilden wäre. Auch die
Begründung des Gesetzes weist in diese Richtung. In
der Praxis gibt es jedoch viele Unternehmen, die –
gleich aus welchen Gründen – trotz der generellen An-
wendbarkeit z.B. des Drittelbeteiligungsgesetzes oder
des Mitbestimmungsgesetzes auf das Unternehmen
keinen (drittel-) mitbestimmten Aufsichtsrat gebildet
haben. Für diese Unternehmen stellt sich jetzt die kriti-
sche Frage, ob das baldige Inkrafttreten der neuen
Vorschriften zum Anlass genommen werden muss, nun
erstmals (und zeitnah) einen Aufsichtsrat zu bilden, in
dem die Arbeitnehmer ihr Mitbestimmungsrecht ausü-
ben können. Die Nichtbeachtung der gesetzlichen
Pflicht z.B. einer in den Geltungsbereich des Drittelbe-
teiligungsgesetzes fallenden GmbH, einen drittelmitbe-
stimmten Aufsichtsrat zu bilden, stellt zwar eine Pflicht-
verletzung der Geschäftsführer dieser GmbH dar, die
dem Grunde nach zu Schadensersatzansprüchen der
Gesellschaft gegenüber den Geschäftsführern führt. Da
es bislang in aller Regel jedoch unwahrscheinlich war,
dass aus dieser Pflichtverletzung ein bezifferbarer
Schaden der Gesellschaft entstand, war das praktische
Risiko einer Inanspruchnahme der Geschäftsführer
gering. Dies könnte sich durch die neuen gesetzlichen
Regelungen ändern. Denn die festgelegten Zielgrößen
sind in die Erklärung zur Unternehmensführung aufzu-
nehmen, die Teil des Lageberichts der Gesellschaft
nach dem Handelsgesetzbuch ist. Wird gegen diese
Berichtspflicht verstoßen, kann dies eine Ordnungswid-
rigkeit darstellen, die mit einem Bußgeld von bis zu
50.000 Euro geahndet werden könnte. Es ist momentan
noch unklar, inwieweit die zuständigen Behörden Ver-
stöße gegen die neuen Berichtspflichten verfolgen und
ahnden werden.

Daneben könnte die Berichterstattung über die "gesetz-
liche Frauenquote" in den Medien dazu führen, dass die
Arbeitnehmer(-vertretungen) in Unternehmen, die in
den Geltungsbereich des Drittelbeteiligungsgesetzes
oder des Mitbestimmungsgesetzes fallen, ein Verfahren
zur Bildung eines (drittel-) mitbestimmten Aufsichtsrats
betreiben. Jedenfalls dann, wenn ein nicht börsenno-
tiertes Unternehmen durch die Festlegung von Zielgrö-
ßen mittelbar zu erkennen gibt, dass es selber davon

ausgeht, in den Geltungsbereich eines der genannten
Gesetze zu fallen, droht die Einleitung eines gerichtli-
chen Statusverfahrens, etwa auf Antrag des (Gesamt-)
Betriebsrats oder einer im Unternehmen vertretenen
Gewerkschaft.

Die Autoren:

Dr. Ingrid Ohmann-Sauer
Partner
Arbeitsrecht, München
T +49 (89) 29012 141
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INTRODUCTION

RAPEX is the EU’s Rapid Exchange of Information
System for dangerous non-food products. On the one
hand, RAPEX allows market surveillance authorities in
EU member states and the European Commission to
share product safety information, particularly on prod-
ucts with potential safety risks. On the other hand, by
publishing so called RAPEX notifications, EU authorities
inform the public about potential product safety risks. In
doing so, the European Commission recently published
its latest annual RAPEX report for 2014 providing nu-
merous empirical data on RAPEX.

1

This article analyses and evaluates the empirical data
and information published in the European Commis-
sion's latest RAPEX report with a particular focus on the
automotive industry. In doing so, this article outlines
developments and trends by assessing their impact on
an automotive company’s potential product safety oper-
ations and strategies.

LEGAL BACKGROUND

Under Art. 12 of the European General Product Safety
Directive 2001/95/EC (“GPSD”)

2
and Art. 22 of Regula-

tion (EC) No 765/2008
3

, EU member states must –
through RAPEX – inform the European Commission
about products that present a serious risk. As most
member states have numerous product safety and mar-
ket surveillance authorities (with different local and sub-
ject-matter jurisdictions), they each have appointed a
RAPEX Contact Point.

4
These Contact Points collect

all the information on products that potentially represent
a serious risk and transfer it to the European Commis-
sion via RAPEX. After validating any incoming infor-
mation, the European Commission generally publishes
a RAPEX notification. These notifications are transmit-
ted directly to all Contact Points in the member states
and are also made available online to the public.

5

Apart from publishing notifications concerning products
that potentially represent a serious risk to the safety and
health of consumers, RAPEX is also increasingly being
used to exchange and publish information (i) on prod-
ucts with other risk levels (under Art. 11 GPSD and Art.
23 of the Regulation (EC) No 765/2008), (ii) on products
intended for professional use and (iii) on products po-

tentially bearing other risks than those related to health
and safety.

ANALYSIS AND EVALUATION

Total number of RAPEX notifications

With an exception in 2011, the total number of RAPEX
notifications has continuously increased every year.
This trend continued with a current all-time high of
2,435 notifications in 2014. The very majority (almost
90%) of notifications was classified as serious risk.
Compared to 2013, the proportion of serious risk notifi-
cations has risen by almost 5% in 2014.

These trends have multiple reasons. Firstly, most mar-
ket surveillance authorities in EU member states are –
by now – quite familiar with the RAPEX system and are
increasingly making use of its options. At the same
time, companies have become both more careful and
more diligent when it comes to notification obligations
and are therefore more often approaching authorities to
reduce potential legal risks (civil, administrative and
criminal law risks alike). This is particularly due to the
fact that non-compliance with mandatory notification
obligations might trigger considerable legal risks for
both the company and its decision makers. In cases of
doubt – to avoid unnecessary risks – companies are
rather approaching authorities, particularly to avoid
incorrect cover-up allegations. Moreover, authorities
continuously expand their market surveillance activities
(e.g. spot tests, on-site visits, lab tests, etc.).

The European Commission’s RAPEX Report – Recent EU
Product Safety Data illustrates important Developments and
Trends for Automotive Companies
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An automotive company should be aware of these de-
velopments and should consider them to keep its prod-
uct safety strategies up-to-date.

General market surveillance activities per country

The number of RAPEX notifications significantly differs
amongst the individual EU member states. While some
authorities take (and publish) numerous product safety
actions, authorities in other EU member states are ra-
ther reserved. As an example, Hungarian (12,4%),
German (11,7%) and Spanish (11,6%) market surveil-
lance authorities initiated over a third of all RAPEX noti-
fications.

When facing a potential product safety issue, an auto-
motive company should be aware of these differences.
A company may particularly approach authorities that
are well known for being fair and for appreciating coop-
erative strategies.

Different notification purposes

In 2014, still, almost all notifications were related to
consumer products with alleged health and safety risks
(2,341 out of 2,435 notifications).

However, now that authorities started to use RAPEX for
non-consumer products as well, it is quite likely that the
share of professional products will significantly increase
over the next years.

Notifications by product category

RAPEX divides products into 28 categories. Looking at
the notifications by product category, the trend estab-
lished in previous years has continued. With 8% of all
notifications, motor vehicles (including parts and
equipment) are amongst the most prominent product
categories.

Automotive companies – OEMs and suppliers alike –
should exercise enhanced caution when product safety
is concerned, as authorities almost always issue a
RAPEX notification in the event of potential product
safety issues. Hence, an automotive company should
proactively prepare itself for a potentially upcoming
RAPEX notification scenario.

Authority reactions triggered by RAPEX

An authority's RAPEX notification often triggers reac-
tions coming from other authorities. According to the
latest figures, RAPEX counted 1,714 reactions linked to
motor vehicles in 2014 alone. This figure equals 62% of
all reactions in 2014. Hence, motor vehicles are by far
the most exposed product category when it comes to
follow-up actions by authorities.

Country of origin

Since the first RAPEX report was published in 2004, the
vast majority of all RAPEX notifications has been linked
to products imported from China (including Hong Kong).
In 2014, 64% of all products notified via RAPEX came
from China.

Clearly, therefore, companies importing goods (includ-
ing components or parts) from China should take par-
ticular care to ensure the safety compliance of their
products.

When importing products from China, companies
should also be aware that they may need to meet a
higher duty of care to avoid civil liability. Case law exists
to support this.

6
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Notifications by type of measure

Focusing on the triggers for RAPEX notifications, the
RAPEX report differentiates between compulsory and
voluntary measures. A typical compulsory measure is a
product recall ordered by a market surveillance authori-
ty. A counter-example is a voluntary product replace-
ment action performed by a manufacturer or distributor.

On average, nearly two-thirds of all measures are com-
pulsory. Remarkably, especially in the major markets of
France, Germany and the UK, the situation is the oppo-
site. To take the United Kingdom as an example, only
20 of 126 measures are categorized as mandatory.

This clearly demonstrates a preference in some mem-
ber states for cooperation between companies and
authorities. In most cases, a company will voluntarily
inform a market surveillance authority of potential prod-
uct safety issues while simultaneously launching some
kind of voluntary corrective action. Authorities then
monitor the company's action by requesting periodic
update reports. Based on experience, such cooperative
approaches often lead to much better results.

7
This is

all the more true for the automotive industry where pro-
active and cooperative approaches are best practice.

However, companies should be aware that authorities
in certain member states are more likely to order prod-
uct safety measures. When a company decides which
product safety authority to inform (first), it might there-
fore wish to consider the potential willingness of that
authority to enter into a cooperative approach.

SUMMARY

RAPEX is a key element of the EU's product safety
regime. In most cases where product safety issues are
identified, it is likely that companies will need to manage
and act upon a RAPEX notification. To prepare for pos-
sible scenarios, companies should assess their poten-

tial RAPEX exposure risk. In this regard, the European
Commission’s RAPEX report is a useful source of in-
formation. Companies should expect to encounter dif-
ferent challenges depending on their product categories
and risks as well as the markets in which they do busi-
ness.

The RAPEX report also outlines trends and develop-
ments for the successful handling of product safety
issues. For example, it sets out realistic opportunities in
many member states for cooperating with authorities on
product issues and working jointly with them to achieve
reasonable results.

In summary, an automotive company – both OEMs and
suppliers – should ensure that it is familiar with the
RAPEX system and prepare for possible RAPEX notifi-
cation scenarios.

Die Autoren:

Dr. Sebastian Polly
Senior Associate
Produkthaftung, München
T +49 (89) 29012 252
sebastian.polly@hoganlovells.com

Leopold Borst
Research Assistent, München
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1
The RAPEX report 2014 is available on the website of the European Commission under

http://ec.europa.eu/consumers/consumers_safety/safety_products/rapex/reports/docs/ra

pex_report_2014finalweb_en.pdf.

2 Directive 2001/95/EC of the European Parliament and the Council dated 3 December

2001 on general product safety (OJ L 11/4 of 15 January 2002).

3 Regulation (EC) No 765/2008 of the European Parliament and the Council of 9 July

2008 setting out the requirements for accreditation and market surveillance relating to

the marketing of products and repealing Regulation (EEC) No 339/93 (OJ L 218/30 of

13 August 2008).

4 RAPEX Contact Points are national authorities with the member states. A list of all

RAPEX Contact Points including contact details is available on the website of the Euro-

pean Commission under

http://ec.europa.eu/consumers/consumers_safety/safety_products/rapex/index_en.htm,

see:

http://ec.europa.eu/consumers/consumers_safety/safety_products/rapex/how_does_it_

work/docs/rapex_contact_points_en.pdf.

5 The European Commission publishes all RAPEX notifications on its website under

http://ec.europa.eu/rapex. The list is usually updated every Friday.

6 For more details on civil law liability risks of a company importing from China, please

see Lach / Polly, “Importers' liability for defects in construction and manufacture – latest

German judgment”, International Product Liability Review 47 (June 2012), p 7.

7 For more details on cooperative approaches between companies and authorities,

please see Lach / Polly, “The new German Product Safety Act – pro-consumer amend-

ments”, International Product Liability Review 47 (June 2012), p9.
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Ab dem 31. März 2018 müssen neue Fahrzeugtypen
der Klassen M1 (Personenkraftwagen) und N1 (leichte
Nutzfahrzeuge) gemäß der Verordnung (EG) Nr.
2015/758 mit einem sog. eCall-System ausgerüstet
werden, durch das die Alarmierungszeit von Rettungs-
kräften verkürzt und Todesopfer bzw. schwere Verlet-
zungen im Straßenverkehr reduziert werden sollen. Das
eCall-System ist ein bordeigenes System, das bei ei-
nem Unfall einen (gebührenfreien) Notruf, den sog.
eCall, über die einheitliche europäische Notrufnummer
112 absendet. Das System muss so konstruiert sein,
dass der eCall bei einem schweren Unfall automatisch
ausgelöst wird. Durch den eCall wird ein sog. Mindest-
datensatz (dazu gehören u.a. Fahrzeugposition und
Anzahl der Insassen) an die "am besten geeignete Not-
rufabfragestelle" übermittelt und eine Tonverbindung zu
dieser aufgebaut. Zudem muss der eCall manuell aus-
gelöst werden können, dabei aber so konstruiert sein,
dass eine manuelle Fehlbedienung vermieden wird. Im
Einzelnen enthält die Verordnung etliche Vorgaben
bezüglich der technischen Ausgestaltung des eCall-
Systems. Darüber hinaus adressiert sie datenschutz-
rechtliche Aspekte, zum Beispiel eine Beschränkung
der Verwendung personenbezogener Daten auf die in
der Verordnung genannten Notfallsituationen und Vor-
gaben zur Löschung der Daten. EG-Typge-
nehmigungen dürfen von den zuständigen nationalen
Behörden ab dem 31. März 2018 nur noch erteilt wer-
den, wenn die neuen Fahrzeugtypen entsprechend der
in der Verordnung festgelegten Vorgaben ausgestattet
sind. Entsprechend dem allgemeinen Regelungsme-
chanismus der EU-Verordnungen sind Sanktionen bei
Verstößen von den Mitgliedsstaaten festzulegen. Da-
neben würden bei Verstößen auch zivilrechtliche Kon-
sequenzen drohen. So könnte beispielsweise dem Käu-
fer bei einem Verkauf eines Fahrzeugs, das den Vorga-
ben nicht genügt, das komplette Repertoire an gesetzli-
chen Mangelhaftungsansprüchen zur Verfügung ste-
hen.

Der Autor:

Dr. Florian Unseld, LL.M. (Sydney)
Counsel
Handels- und Vertriebsrecht, München
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Ausstattung von Fahrzeugen mit eCall-System
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On July 21, 2015, Senators Edward Markey (D-MA) and
Richard Blumenthal (D-CT) introduced legislation direct-
ing the National Highway Traffic Safety Administration
(“NHTSA”) and the Federal Trade Commission (“FTC”)
to promulgate federal regulations setting minimum cy-
bersecurity and privacy standards for all motor vehicles
manufactured for sale in the United States.

1
The Securi-

ty and Privacy in Your Car Act (the “SPY Car Act”)
specifies that NHTSA and FTC together issue Notices
of Proposed Rulemaking within eighteen months, and
final regulations within three years, of the Act’s enact-
ment.

2
The SPY Car Act will apply to vehicles made two

years after final cybersecurity and privacy regulations
are issued.

3

While it is unlikely that the SPY Car Act will be enacted
soon or in its current form, it is an indication of concern
about these issues by the bill’s sponsors, well-known
consumer advocates. Absent other proposals, the bill
may become the focus of attention as news stories
highlight automotive security and privacy issues.

Background: Security Researchers Make New
Claims

Earlier this month, WIRED magazine reported that cy-
bersecurity researchers remotely gained access to a
car as it was being driven by a reporter who had agreed
to participate in a test of the researchers’ latest car
hacking technique.

4
According to the driver, as he drove

70 miles per hour on a highway 10 miles from where
the researchers were stationed, the researchers used
their laptop to change the car’s air conditioning settings,
switch the volume and station on the radio, turn on the
windshield wipers, and display a picture of the re-
searchers on the digital dashboard screen. The re-
searchers then allegedly cut the car’s transmission,
leaving the car stopped at a long overpass with traffic
bearing down on it. The researchers claim that they are
also able to remotely: kill the engine completely at lower
speeds; disable and engage the brakes; control the
steering wheel when the vehicle is in reverse; and track
a car’s GPS coordinates, including measuring its speed
and dropping pins on a map to trace its route.

The researchers, Charlie Miller and Chris Valasek, have
researched car hacking together since 2012, when they
received an $80,000 research grant from the Defense

Advanced Research Projects Agency (DARPA). In
2013, they demonstrated an attack on two different
motor vehicles at the DefCon hacker conference by
hard wiring their computer into the vehicle’s onboard
diagnostic port. They plan to publish updated research
and present their new findings on remote hacking at the
Black Hat security convention in Las Vegas on August
5, 2015. Miller and Valasek are expected to demon-
strate how a wireless attack works against a vehicle
that they have not modified or wired into in advance.
Starting with remote exploitation, the researchers intend
to show how to “pivot through” different pieces of the
car’s hardware to send messages on the Controller
Area Network (CAN) bus to critical electronic control
units, and will share several CAN messages that can
affect the car’s physical systems.

5

Congressional Concern About Automotive Cyber-
security

Concerns about automotive cyber hacking had also
attracted Congressional attention before the recent
legislative proposal. In December 2013, Senator Ed-
ward Markey (D-MA) sent nineteen automakers an
inquiry about potential cybersecurity threats to automo-
bile safety and the automakers’ collection and storage
of driving data (such as location, driving history, and
user data) through navigation systems and other tech-
nologies.

6

In February 2015, Senator Markey published a report
based on the responses of the sixteen manufacturers
who replied to the inquiry.

7
According to Senator

Markey’s report, nearly 100% of cars on the market
have wireless technologies that could be vulnerable to
hacking, manufacturers collect vast amounts of driving
data from connected cars, and security measures to
prevent unauthorized intrusions and protect driving data
vary widely across manufacturers. Senator Markey
recommended that NHTSA, in consultation with the
FTC, publish cybersecurity standards to protect drivers.

Separately, in May 2015, the House of Representatives’
Committee on Energy and Commerce wrote to seven-
teen automakers and NHTSA to ask how they are ad-
dressing cybersecurity challenges, including how they
evaluate, test, and monitor for potential cyber vulnera-
bilities, and what the federal government should do to

Vehicle Cybersecurity and Privacy Legislation Introduced
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address cybersecurity issues.
8

The Committee’s inquiry
is ongoing.

The SPY Car Act Explained

The SPY Car Act, the legislation introduced by Sena-
tors Markey and Blumenthal, requires NHTSA and the
FTC to promulgate regulations that will implement the
following:

Cybersecurity Standards

• Vehicle System Security. All entry points to a
vehicle’s electronic systems must be equipped with
reasonable measures to protect against cyber-
attacks, including isolation measures to separate
critical and non-critical software systems;

• Vulnerability Testing and Remediation. Such

reasonable security measures shall be evaluated

for vulnerabilities following best security practices,

including appropriate applications of techniques

such as penetration testing, and must be adjusted

and updated based on the results of such evalua-

tion;

• Data Security. All driving data
9

collected by a vehi-
cle’s electronic systems must be reasonably se-
cured from unauthorized access while data is
stored onboard the vehicle, in transit from the vehi-
cle to another location, and in any offboard storage
or use; and

• Real-Time Attack Mitigation. All entry points to a
vehicle’s electronic systems must be equipped with
capabilities to immediately detect, report, and stop
unauthorized attempts to intercept driving data or
control the vehicle.

Violation of such cybersecurity standards would result
in liability to the federal government for civil penalties of
no more than $5,000 per violation.

10

Cyber Dashboard Disclosures

• Cybersecurity and Privacy Labeling. Motor vehi-
cles shall display a “cyber dashboard” that informs
consumers, through an easy-to-understand, stand-
ardized graphic affixed to each vehicle as a com-
ponent of existing label requirements, about the ex-
tent to which the vehicle protects the cybersecurity
and privacy of vehicle owners, lessees, drivers, and
passengers beyond the minimum requirements set
forth in the SPY Car Act.

11

Privacy Standards

• Transparency. Foreclosing other notice mecha-
nisms as legally viable, the Act would require that
each vehicle provide clear and conspicuous notice,
in clear and plain language, to owners or lessees of
a vehicle of the collection, transmission, retention,
and use of any driving data collected;

• Consumer Control. Owners or lessees must be
given the option to terminate the collection and re-
tention of driving data without losing access to nav-
igation tools or other features or capabilities, to the
extent technically possible (with the exception of
driving data stored as part of the electronic data re-
corder system or other safety systems required for
post-incident investigations, emissions history
checks, crash avoidance or mitigation, or other reg-
ulatory compliance); and

• Limitations on Driving Data Use. Manufacturers
may not use any driving data collected by a vehicle
for advertising or marketing purposes without the
affirmative and express consent of the owner or
lessee, which must be obtained using a clear and
conspicuous consent request in clear and plain lan-
guage that does not make use of the driving data a
condition for the consumer’s use of any nonmarket-
ing feature, capability, or functionality of the vehicle.

Violations of the SPY Car Act’s privacy standards would
be treated as unfair and deceptive acts or practices
under the Federal Trade Commission Act (the “FTC
Act”).

12

Implications of the SPY Act Provisions

While the SPY Car Act as proposed is unlikely to move
towards enactment in this Congress, it presents for
public debate a set of regulatory requirements that may
be used as a model for other legislative proposals.
Therefore, it is important to understand the potential
impact of the legislation.

• The SPY Car Act imposes new regulatory re-
quirements and potential liability. The SPY Car
Act overlooks existing automotive safety require-
ments enforced by regulation and common law.

• The SPY Car Act gives regulators nearly unlim-
ited power. The SPY Car Act uses ambiguous
terms that leave NHTSA and the FTC with very sig-
nificant power to define what constitutes “reasona-
ble measures” and “best practices” to protect
against hacking and to define what will be consid-
ered a “violation” of the statute.
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• The SPY Car Act does not consider existing
industry initiatives to address both privacy and
security concerns. Existing provisions of the FTC
Act are effective at providing privacy protections to
consumers. Indeed, the automotive industry in the
United States has already adopted privacy princi-
ples for connected cars – and automakers are im-
plementing them.

13
Additionally, the Alliance of Au-

tomobile Manufacturers and the Association of
Global Automakers recently announced the upcom-
ing launch of a new intelligence sharing and analy-
sis center (“ISAC”), which will serve as a central
hub through which auto manufacturers can dissem-
inate and exchange cyber threat information.

14
The

ISAC initiative complements other ongoing efforts
by automakers to research and develop security
features through hack-a-thons, a cybersecurity task
force, and work with the National Institute of Stand-
ards and Technology (“NIST”).

15
These industry-led

self-regulatory programs will result in faster and
more dynamic privacy and security protections for
consumers, making the additional layer of regula-
tions unnecessary. More regulations may, instead,
deter dynamic innovation in the manner in which
security and privacy-related information is commu-
nicated to consumers.

• The SPY Car Act burdens the victim of cyber-
attacks. In an environment increasingly character-
ized by cyber threats from sophisticated criminals
and nation-state-affiliated actors, the SPY Car Act
would create further liability for institutional targets
of sophisticated cyber-attacks who are victimized
despite having implemented reasonable protec-
tions, as the reputational and financial cost of de-
fending regulatory enforcement and litigation can
be significant. Instead of adding to cyber-attack vic-
tims’ burden, public policy mechanisms in this area
should incent and support the adoption of security
measures without imposing punitive regulatory re-
quirements. This position is espoused by the
Obama Administration itself, which in lieu of regula-
tion has instead supported the development and
adoption of voluntary frameworks such as the NIST
Cybersecurity Framework.

For further information, please contact:
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T +1 202 637 5477
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Hogan Lovells hat seine internationale Präsenz erweitert und ist durch den Zusammenschluss mit der Sozietät
Barrera Siqueiros y Torres Landa seit August 2014 nun auch mit zwei Büros in Mexiko vertreten. Nachfolgend ein
paar Highlights der Automobilindustrie in Mexiko, Informationen zu unserer Präsenz in Mexiko sowie zu unserer
Branchenexpertise.

Außerdem geben Ihnen unsere Experten einen Überblick über die Besonderheiten des Markenschutzes in China.

Länderspecial
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Automotive in Mexico



18 Automotive News August 2015



Automotive News August 2015 19



20 Automotive News August 2015



Automotive News August 2015 21



22 Automotive News August 2015

Der chinesische Markt hat sich zu einem der wichtigs-
ten Absatzmärkte für internationale Automobilhersteller
entwickelt. Hinsichtlich des Schutzes ihrer Marken wer-
den diese in China mit zahlreichen Herausforderungen
konfrontiert, die eine Anpassung der eigenen Schutz-
strategie erfordern.

Exemplarisch ist der Aufsehen erregende Marken-
rechtsstreit zwischen dem amerikanischen Automobil-
hersteller Tesla Motors und Zhan Baosheng (占宝生),
einem Geschäftsmann aus der südchinesischen Pro-
vinz Guangdong, der im August 2014 mit einer gütli-
chen Einigung der Parteien endete. Zhan Baosheng
hatte im September 2006 die Marken "TESLA", "Tesla
Motors", die chinesische Bezeichnung "特斯拉" (Te Si
La) sowie deren Lautschrift und die Bildmarke des Un-
ternehmens Tesla Motors in der Warenklasse 12 an-
gemeldet. Die Marken wurden 2009 eingetragen. Dar-
über hinaus registrierte Zhan Baosheng zahlreiche
Domainnamen mit dem Bestandteil "Tesla“, darunter
tesla.cn.

Im März 2013 beantragte Tesla erfolglos die Löschung
der "Tesla"-Marken aufgrund von Nichtbenutzung und
Bösgläubigkeit. Im September 2013 erhob das Unter-
nehmen Klage gegen Zhan Baosheng aufgrund der

urheberrechtswidrigen Benutzung der Bildmarke
und der unlauteren Benutzung der Unternehmensbe-
zeichnung "Tesla". Tesla beantragte Schadensersatz in
Höhe von RMB 1,1 Mio. (ca. USD 180.000) und RMB
3,1 Mio. (ca. 506.000 USD). Im Juni 2014 erhob Zhan
Baosheng dann seinerseits Klage gegen Tesla auf-
grund der Verletzung seiner Rechte aus der Markenre-
gistrierung Nr. 5588947 für "Tesla" und forderte RMB
23,94 Mio. (ca. USD 3,9 Mio.) Schadensersatz.

Die Parteien einigten sich außergerichtlich und Zhan
Baosheng gab im Zuge dessen alle Rechte an den
Marken und Domains mit dem Bestandteil "Tesla" auf.
Im Vorfeld wurde berichtet, dass Tesla Motors insge-
samt USD 320.000 für die Übertragung der diversen
Rechte geboten hatte, Zhan Baosheng jedoch seiner-
seits einen zweistelligen Millionenbetrag forderte. Zu
welchem Preis die Einigung zustande kam, ist nicht
bekannt, es wird vermutet, dass dieser im Millionenbe-
reich lag.

1. Ausgangssituation

Tesla Motors ist nur eines von vielen internationalen
Unternehmen, das auf dem chinesischen Markt mit
kennzeichenrechtlichen Problemen zu kämpfen hat. Die
bösgläubige bzw. spekulative Anmeldung von Marken
ist in China ein lukratives Geschäftsmodell, welches
vielfach sehr professionell betrieben wird. Die Kosten,
welche den Betroffenen beim Kampf um ihre Marken
entstehen und die damit verbundenen rechtlichen Risi-
ken sind enorm. Für Unternehmen stellt insbesondere
die Notwendigkeit der Übertragung von fremdsprachi-
gen Marken- und Produktnamen in chinesische Zeichen
einen "Fallstrick" dar.

2. Marken in chinesischen Zeichen

Es besteht in China aus rechtlichen und tatsächlichen
Gründen das Erfordernis der Übertragung von fremd-
sprachigen Marken und Produktnamen in chinesische
Zeichen. Anders als bei der Übertragung von einem
alphabetischen Schriftsystem in ein anderes alphabeti-
sches Schriftsystem, gibt es eine Vielzahl möglicher
Übertragungen einer fremdsprachigen Marke in chine-
sische Zeichen, denen verschiedene Übertragungsme-
thoden zu Grunde liegen können (nach Klang, Bedeu-
tung oder frei).

Beispiele:

• Klang: Carrefour 家乐福 (Jia Le Fu)

(wörtlich: zu Hause Freude Segen)

• Bedeutung: Apple 苹果 (Ping Guo)
(wörtlich: Apfel)

• Frei: HiPP 喜宝, (Xi Bao)
(wörtlich: glücklich Schatz)

Es handelt sich darum bei der Übertragung von Marken
in chinesische Zeichen nicht um eine Übersetzung, die
sprachlich zurückverfolgt werden kann. Vielmehr gibt es
eine unbegrenzte Zahl an möglichen Übertragungen.
Welche chinesische Übertragung der fremdsprachigen
Marke tatsächlich "entspricht", ergibt sich in der Regel
erst aus der Verkehrsanschauung.

Markenschutz in China
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Die Wahl der Schriftzeichen, die für die Übertragung
der Marke verwendet werden, ist ein entscheidender
Faktor für den Erfolg der Marke auf dem chinesischen
Markt. Eine gelungene Markenübertragung zeichnet
sich durch eine hohe Kennzeichnungskraft, einen star-
ken Bezug zur fremdsprachigen Originalmarke und eine
positive Bedeutung aus. Bei der Übertragung gilt es,
kulturelle Faktoren zu berücksichtigen und eine positive
Markenbotschaft zu transferieren.

Die chinesischen Übertragungen fremdsprachiger Mar-
ken sind wichtige Instrumente zur Kommunikation mit
dem chinesischen Verkehr. Versäumt der Inhaber einer
fremdsprachigen Marke die Einführung eines chinesi-
schen „Pendants“, beginnt bei der öffentlichen Ausei-
nandersetzung mit der fremdsprachigen Marke der
eigenständige Prozess der Etablierung einer chinesi-
schen Bezeichnung für die betreffende Marke. Das ist
besonders dann problematisch, wenn der Inhaber der
fremdsprachigen Ausgangsmarke nicht rechtzeitig die
rechtliche Kontrolle über die chinesische Übertragung
erlangt, indem er diese umfassend als Marke anmeldet.

3. Bösgläubige Markenanmeldungen

In China werden Marken und Produktnamen internatio-
naler Unternehmen oft bösgläubig durch Dritte als Mar-
ke angemeldet mit dem Ziel, diese nach der erfolgrei-
chen Registrierung an den eigentlichen Inhaber zu ver-
kaufen oder Waren der gleichen Gattung unter der Be-
zeichnung anzubieten. Auch missbräuchliche Klageer-
hebungen sind ein häufiges Szenario.

Die chinesischen Übertragungen fremdsprachiger Mar-
ken sind besonders häufig das Ziel bösgläubiger Mar-
kenanmelder. Die Inhaber der fremdsprachigen Origi-
nalmarken befinden sich dabei regelmäßig in einer
Zwangslage, wenn die betreffende chinesische Be-
zeichnung bereits am Markt etabliert ist. Es besteht
dann für Dritte die Möglichkeit, über die chinesische
Übertragung einer fremdsprachigen Marke von deren
Ruf zu partizipieren. Wenn unter der chinesischen Be-
zeichnung minderwertige Ware vertrieben wird, kann
zudem der Ruf der Originalmarke nachhaltig geschädigt
werden.

Ein rechtliches Vorgehen ist in diesen Fällen der Regel
erfolglos, da die Anforderungen an die Benutzung und
Bekanntheit einer Marke für einen Schutz gegen die
bösgläubige Anmeldung durch Dritte sehr hoch sind
und die kennzeichenrechtliche Anerkennung einer Be-
ziehung zwischen einer fremdsprachigen Originalmarke
und ihrer chinesischen Übertragung in der Regel nicht
stattfindet.

4. Schutzstrategie

Zunächst ist eine Bestandsaufnahme im Hinblick auf
die bereits in China angemeldeten und benutzten Mar-
ken sowohl in lateinischen Buchstaben als auch in chi-
nesischen Zeichen empfehlenswert. Vielfach sind die
Verantwortlichen am ausländischen Firmensitz nicht
hinreichend darüber informiert, welche chinesischen
„Pendants“ der Unternehmensmarken in China benutzt
werden und ob für diese bereits Markenschutz in den
relevanten Warenklassen beantragt wurde. Wird eine
chinesische Bezeichnung ohne entsprechenden Mar-
kenschutz benutzt, stellt dies ein erhebliches rechtli-
ches Risiko dar.

Ausgehend von der Bestandsaufnahme sollte eine Stra-
tegie für den chinesischen Markt entwickelt werden, um
bereits existierende und neue Marken des Unterneh-
mens in China umfassend abzusichern. Der richtige
Zeitpunkt für die Anmeldung von Marken in China liegt
vor oder zumindest zeitgleich mit dem Ausbau der Prä-
senz am chinesischen Markt bzw. vor der Einführung
eines neuen Produkts. Es empfiehlt sich, die Anmel-
dung vorzunehmen, bevor erste Informationen in Form
von Pressemitteilungen dazu an die Öffentlichkeit ge-
langen, um der (bösgläubigen) Anmeldung durch Dritte
vorzubeugen.

Wichtig ist es weiterhin, die Markenrechte auch im Ver-
hältnis zu chinesischen Joint-Venture- und sonstigen
Vertragspartnern hinreichend vertraglich abzusichern.
Insbesondere sollten Unternehmen auch den kennzei-
chenrechtlichen Schutz der chinesischen Bezeichnun-
gen nicht dem chinesischen Geschäftspartner überlas-
sen.

5. Markenportfoliomanagement

Im Bereich des Portfoliomanagements für Marken ist
eine dreiteilige Anmeldestrategie erforderlich. Zusam-
men mit der Anmeldung einer fremdsprachigen Origi-
nalmarke sollte auch die Anmeldung der Übertragung
der betreffenden Marke in chinesischen Zeichen und
gegebenenfalls auch der Pinyin-Lautschrift der chinesi-
schen Übertragung erfolgen, um deren Besetzung
durch Dritte, wie im Fall von Tesla, zuvorzukommen.
Bei der Anmeldung ist das komplexe Unterklassensys-
tem des chinesischen Warenklassenverzeichnisses zu
beachten, dem bei der Erstreckung von internationalen
Registrierungen nicht immer hinreichend Rechnung
getragen wird. Das Waren- und Dienstleistungsver-
zeichnis der Markenanmeldungen sollte so weit wie
möglich gefasst werden, um einen maximalen Schutz-
umfang zu gewährleisten, und keine „Schlupflöcher“ in
den Unterklassen zu bieten. Zudem sollten Marken
auch für solche Waren oder Dienstleistungen angemel-
det werden, die möglicherweise erst in Zukunft in China
auf den Markt kommen. Neben Markenschutz sollte



24 Automotive News August 2015

immer auch an einen möglichen Design- oder Urheber-
rechtsschutz gedacht werden.

Der Markenschutz in China ist weiter zu fassen als in
anderen Zielmärkten. Es ist wichtig, Kernmarken um-
fassend zu schützen, zum Beispiel durch die Anmel-
dung von Abwandlungen derselben als Defensivmar-
ken.

Um auf bösgläubige Anmeldungen frühzeitig aufmerk-
sam zu werden, ist eine regelmäßige Überwachung der
Marken- und Designregister empfehlenswert. Darüber
hinaus bildet das chinesischsprachige Internet eine
Parallelwelt zum Internet in lateinischer Schrift, welches
regelmäßig auf Rechtsverletzungen überprüft werden
sollte. Dritte versuchen häufig, unter den chinesischen
Bezeichnungen bekannter fremdsprachiger Marken
Waren und Dienstleistungen über das Internet abzuset-
zen, z. B. Merchandise-Artikel, Ersatzteile oder gat-
tungsfremde Waren.

6. Fazit

In China finden Automobilhersteller eine schwierige
kennzeichenrechtliche Ausgangssituation vor.

Die Notwendigkeit der Übertragung von Marken und
Produktnamen in chinesische Zeichen stellt dabei eine
zusätzliche Herausforderung dar, die zur Gefahrenquel-
le werden kann. Für internationale Unternehmen in
China ist es wichtig, das eigene Markenportfolio in la-
teinischen Buchstaben und in chinesischen Zeichen
rechtzeitig umfassend abzusichern, um rechtliche und
wirtschaftliche Risiken zu minimieren.
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Unsere Commercial-Anwälte beobachten und kommentieren regelmäßig neue handels- und vertriebsrechtliche
einschließlich regulatorischer Gesetzgebung. Wir haben für Sie einige Änderungen, die für die Automobilindustrie
von Bedeutung sind, zusammengefasst.
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Hogan Lovells berät Audi, BMW und Daimler bei

Kauf von Nokias digitalem Kartendienst HERE

Hogan Lovells hat Audi, BMW und Daimler bei der
Übernahme von Nokias digitalem Kartendienst HERE
beraten. Mit diesem Schritt wollen die Unternehmen die
Verfügbarkeit der Produkte und Dienstleistungen von
HERE als offene, unabhängige und wertschaffende
Plattform für cloud-basierte Karten und Mobilitätsdiens-
te dauerhaft sichern und allen Kunden aus der Automo-
bilindustrie und anderen Branchen zugänglich machen.

Unter der Leitung von Bill Curtin, Global Head of Mer-
gers & Acquisitions, hat ein globales Team von Hogan
Lovells die Daimler AG als Transaction Counsel bera-
ten. Darüber hinaus hat Hogan Lovells die drei Auto-
hersteller zu den Themen Intellectual Property, Executi-
ve Compensation & Benefits, Due Diligence und U.S.
Regulatory beraten.

In Deutschland haben u.a. die Partner Dr. Dietmar
Helms (Frankfurt) zur Finanzierung sowie Dr. Steffen
Steininger und Dr. Stefan Schuppert (beide München)
zum Thema Intellectual Property beraten.

Bill Curtin äußerte sich wie folgt zu der Transaktion:

"This is a landmark transaction for three giants of the
automotive sector. This deal paves the way for market-
leading innovation that will put Audi, BMW, and Daimler
on the map in more ways than one. Our team at Hogan
Lovells is extremely proud to be associated with such
leaders in their field."

Hogan Lovells berät FlixBus beim Zusammen-

schluss mit MeinFernbus

Der Münchner Fernbusanbieter FlixBus schließt sich
mit MeinFernbus aus Berlin zusammen. Die beiden
größten Fernbus-Startups bündeln ihre Stärken für ein
neues, gemeinsames Ziel: Ein europaweites Fernbus-
Liniennetz. MeinFernbus und FlixBus verbinden in den
nächsten Monaten ihre nationalen Fernbusnetze zu
einem flächendeckenden Angebot. Gemeinsam mit
ihren nun rund 160 mittelständischen Partnern wollen
beide Anbieter jetzt europaweit durchstarten.

General Atlantic, Holtzbrinck Ventures und Unterneh-
mertum sind als Investoren an der Transaktion beteiligt.

Die beiden Startups verfolgen weiterhin ihr bisheriges
Konzept und setzen auf die Erfahrung mittelständischer
Busunternehmer: Innerhalb der Kooperation überneh-
men die Teams von MeinFernbus und FlixBus Netzpla-
nung, Kundenservice, Marketing, Ticketing, Preisgestal-
tung und Vertrieb. Regionale Buspartner verantworten
den operativen Linienbetrieb und die Flotte.

Hogan Lovells hat FlixBus unter der Federführung des
Münchner Partners Dr. Nikolas Zirngibl umfassend bei
allen gesellschaftsrechtlichen, regulatorischen, steuerli-
chen, kartell-, arbeits- und IP-rechtlichen Aspekten
beraten.

Dealmeldungen aus der Automobilindustrie
Deal News
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13. EUROFORUM-Jahrestagung:
Recht in der Automobil-Zulieferindustrie

Stuttgart, 14. und 15. April 2015

Die Hogan Lovells Partner Dr. Patrick Ayad, Handels-
und Vertriebsrecht, und Dr. Dietmar Helms, Internatio-
nal Debt Capital Markets, hielten im Rahmen der
13. EUROFORUM-Jahrestagung "Recht in der Auto-
mobil-Zulieferindustrie", bei der Hogan Lovells als För-
derer auftrat, zwei interessante und praxisrelevante
Vorträge. Während Dr. Patrick Ayad über "Typische
Vertragsthemen in einer globalen Automobilindustrie"
referierte, präsentierte Dr. Dietmar Helms das Thema
"Aktuelle Finanzierungsmittel in der Zulieferindustrie".

Dieser Branchentreff verband strategische mit rechtli-
chen Fragen und bot so die Gelegenheit sich über ak-
tuelle Neuerungen zu informieren, Fachwissen zu ver-
tiefen sowie über spannende Themen und Herausforde-
rungen die aktuell die Automobil-Zulieferindustrie be-
schäftigen und von erheblicher Relevanz sind, mit
hochkarätigen Referenten aus der Praxis zu diskutieren
und sich auszutauschen.

Bei Fragen zu dieser Veranstaltung wenden Sie sich an
Dr. Patrick Ayad (patrick.ayad@hoganlovells.com).

Veranstaltungen
Rückblick



34 Automotive News August 2015

Unser Beratungsangebot umfasst:

• Arbeitsrechtliche Beratung (Verhandlung von
Betriebsvereinbarungen, Tarifverträgen und
betrieblichen Bündnissen, Vertretung in
Einigungsstellen und Prozessen, Restrukturierung,
Personalabbau und Outsourcing)

• Gesellschaftsrecht (u.a. Kapitalmaßnahmen,
Aktienoptionspläne, Corporate Governance)

• M&A (einschließlich öffentlicher Übernahmen)

• Maßnahmen zur Liquiditätserhaltung (z. B. Cash
Pools) und öffentliche Fördermittel

• Einführung und Umstrukturierung von
Vertriebssystemen einschließlich
Vertriebskartellrecht

• Einkaufs- und Kundenverträge sowie
Qualitätssicherungs- und
Gewährleistungsvereinbarungen

• Entwicklungs- und Kooperationsverträge
(einschließlich Joint Ventures und strategischer
Allianzen)

• Grenzüberschreitende Verträge und Fragen des
internationalen Kauf- und Handelsrechts (etwa UN-
Kaufrecht, Incoterms)

Wir beraten regelmäßig Mandanten der Automobil-
sowie der automobilnahen Industrie einschließlich
Fahrzeughersteller (OEMs), Zulieferer in den verschie-
denen Lieferstufen bis hin zu First Tier Suppliern und im
Vertrieb sowie im Aftermarket tätige Serviceunterneh-
men.

Als Full-Service Kanzlei beraten wir praxisgruppen-
übergreifend und branchenfokussiert zu allen sektorbe-
zogenen Fragestellungen, angefangen bei der Struktu-
rierung von Vertriebs- und Händlernetzen über Pro-
dukthaftungsfälle und Rückrufaktionen bis hin zu Kon-
zernumstrukturierungen und Unternehmenskäufen wie -
verkäufen.

Wir sind mit den aktuellen Themen der Branche ver-
traut, kennen die maßgeblichen Akteure und sehen,
welchen Chancen und Risiken unsere Mandanten ge-
genüberstehen.

• Know-how- und Wettbewerbsschutz

• Marken-, Design- und Wettbewerbsrecht

• Patentrecht (einschließlich Arbeitnehmererfinder-
und Lizenzvertragsrecht)

• Produkthaftung und Produktsicherheit
(einschließlich Rückrufe)

• Prozessführung, Schiedsverfahren und alternative
Methoden der Streitbeilegung

• Regulatorische Vorgaben, insbesondere europa-
rechtliche Vorgaben und deren nationale
Umsetzung (z. B. Altfahrzeugverordnung und
REACH)

• Restrukturierung und Insolvenzrecht

• Sektorbezogene Kartell- und
Konzentrationsverfahren

• Steuer- und Bilanzrecht, insbesondere bei
Restrukturierungen, Sanierungen und alternativen
Finanzierungsmöglichkeiten

• Compliance (präventiv/repressiv)

Hogan Lovells Industriegruppe Automotive
Unsere Expertise im Automobilsektor – Überblick
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Hogan Lovells Industriegruppe Automotive
Eine Auswahl unserer Referenzen

Arbeitsrecht/
Betriebliche Altersvorsorge

• Beratung eines internatio-

nalen Automobilherstel-

lers zur betrieblichen Al-

tersversorgung.

• Begleitung eines führen-

den Automobilzulieferers

bei der Einführung von

Kurzarbeit in mehreren eu-

ropäischen Jurisdiktionen.

Gesellschaftsrecht/M&A

• Beratung der Brose Fahrzeug-

teile GmbH & Co. KG beim

Erwerb der Elektromotoren-

sparte von der Continental AG.

• Beratung von HgCapital beim

Verkauf der FTE Automotive

Group an PAI Partners und

beim Erwerb der W.E.T. Auto-

motive Systems.

Gewerblicher Rechtsschutz

• Umfassende Beratung

von Skoda im IP-Recht

u.a. zu Themen wie der

Ausgestaltung von TV

Werbespots.

• Beratung der Scuderi

Group im Lizenzver-

tragsrecht.

Handels- und Vertriebsrecht

• Beratung eines deutschen

Automobilherstellers bei

der Erstellung einer umfas-

senden Vertragsdokumenta-

tion für den Vertrieb.

• Beratung mehrerer weltweit

führender Automobilzuliefe-

rer zu verschiedenen Ein-

kaufs- und Lieferbeziehungen,

zur Umstrukturierung des Ver-

triebs in Europa, zum Vertrieb

im Aftermarket sowie zu regu-

latorischen Fragen.

Kapitalmarktrecht

• Beratung der Volvo Auto

Bank bei der Verbriefung

von Autodarlehen und

Leasing mit einer Gesamt-

summe von 500 Mio. EUR.

• Beratung der Ford Bank

bei einer Verbriefung von

Automobildarlehen in Höhe

von 562 Mio. EUR.

Kartellrecht

• Beratung von Mitsubishi

zur Koordination der inter-

nationalen fusions-

kontrollrechtlichen Anmel-

dungen in mehreren euro-

päischen Jurisdiktionen.

• Beratung von Mit-

sui/Jamaha bei der fusi-

onskontrollrechtlichen An-

meldung in China und der

EU.

Konfliktlösung

• Beratung eines japanischen

Automobilherstellers bei

Haftungsansprüchen aus ei-

nem Zulieferervertrag.

• Beratung und Vertretung

eines internationalen Au-

tomobilzulieferers in einer

Auseinandersetzung nach

Beendigung eines Langzeit-

vertrags mit einem Sub-

Zulieferer.

Produkthaftung

• Beratung eines führenden

Automobilzulieferers zu

produkthaftungsrechtlichen

Fragen einschließlich der Ko-

ordination eines weltweiten

Rückrufs in mehr als 30 Län-

dern.

• Beratung eines namhaften

Automobilherstellers zu

Produkthaftungsansprüchen

in der Lieferkette.
•

Restrukturierung

• Beratung der Ford Motor

Company beim Verkauf von

Volvo.

• Beratung von Honeywell

bezüglich Restrukturierung

und Insolvenzszenarien ei-

niger Zulieferer.
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Arbeitsrecht
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Betriebliche Altersvorsorge
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Partner, München
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bernd.klemm@hoganlovells.com

Gesellschaftsrecht/M&A
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Partner, München
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Dr. Tim Oliver Brandi
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Dr. Christoph Louven
Partner, Düsseldorf
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Michael Sinhart
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michael.sinhart@hoganlovells.com

Jens Uhlendorf
Partner, Düsseldorf
T +49 (0)211 1368 502

jens.uhlendorf@hoganlovells.com

Gewerblicher Rechtsschutz

Dr. Martin Chakraborty
Partner, Düsseldorf
T +49 (0)211 1368 351

martin.chakraborty@hoganlovells.com

Dr.-Ing. Martin Fähndrich
Partner, Düsseldorf
T +49 (0)211 1368 365

martin.faehndrich@hoganlovells.com

Dr. Matthias Koch
Partner, München
T +49 (0)89 29012 227

matthias.koch@hoganlovells.com

Dr. Nils Rauer
Partner, Frankfurt
T +49 (0)69 96236 371

nils.rauer@hoganlovells.com

Dr. Clemens Plassmann
Partner, Düsseldorf
T +49 (0)211 1368 312

clemens.plassmann@hoganlovells.com

Dr. Steffen Steininger
Partner, München

T +49 (0)89 29012 278

steffen.steininger@hoganlovells.com

Handels- und Vertriebs-

recht/Regulatory

Dr. Patrick Ayad
Partner, München
T +49 (0)89 2901 216

patrick.ayad@hoganlovells.com

Kapitalmarktrecht

Prof. Dr. Michael Schlitt
Partner, Frankfurt
T +49 (0)69 96236 432

michael.schlitt@hoganlovells.com

Kartellrecht und Wettbewerbsrecht

Dr. Martin Sura
Partner, Düsseldorf
T +49 (0)211 1368 389

martin.sura@hoganlovells.com

Dr. Christoph Wünschmann
Partner, München
T +49 (0)89 29012 432

christoph.wuenschmann@hoganlovells.com

Konfliktlösung

Dr. Tanja Eisenblätter
Partner, Hamburg
T +49 (0)40 41993 528

tanja.eisenblaetter@hoganlovells.com

Dr. Detlef Haß
Partner, München
T +49 (0)89 29012 215

detlef.hass@hoganlovells.com

Dr. Karl Pörnbacher
Partner, München
T +49 (0)89 29012 121

karl.poernbacher@hoganlovells.com

Dr. Jürgen Johannes Witte
Partner, Düsseldorf
T +49 (0)211 1368 443

juergen.witte@hoganlovells.com

Produkthaftung

Dr. Sebastian Lach
Partner, München
T +49 (0)89 29012 187

sebastian.lach@hoganlovells.com

Restrukturierung und Insolvenzrecht

Dr. Heiko Tschauner
Partner, München
T +49 (0)89 29012 153

heiko.tschauner@hoganlovells.com

Steuerrecht

Dr. Ingmar Dörr
Partner, München
T +49 (0)89 29012 295

ingmar.doerr@hoganlovells.com

Hogan Lovells Industriegruppe Automotive
Ihre Ansprechpartner
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